
 

Antrag  Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk) 

08/SVV/1034 

 
 öffentlich 
Betreff: 
Fragerecht 

 Erstellungsdatum 17.11.2008 

 Eingang 902:  

Einreicher: Fraktion DIE LINKE   
 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium 
 

  

03.12.2008 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam 

 
 

  

 

Beschlussvorschlag:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bis zur Beschlussfassung über die neue Geschäftsordnung die 
bisherigen Regelungen zum Umgang mit Anfragen der Stadtverordneten zugrunde zu legen. 
 
 
 
 

 Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen  

auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Entscheidungsergebnis:  

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
 
Begründung: 
Nach Ankündigung des Oberbürgermeisters im Hauptausschuss sollen die bisher geltenden 
Fristenregelungen bis zum Beschluss über eine neue Geschäftsordnung der 
Stadtverordnetenversammlung nicht mehr gelten. Das wird auf die Neuregelung des 
Auskunftsanspruchs in § 29 der Kommunalverfassung gestützt. 
Eine solche Einschränkung des Fragerechts der Stadtverordneten sollte nicht hingenommen werden. 
 
 
 
 
 
 


